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1. Grundsätzliche Umkehrung der Struktur der Mineralölbesteuerung   
Nach dem Kommissionsvorschlag käme es zu einer grundsätzlichen Umkehrung der 
Struktur der Mineralölbesteuerung und zu einer Erhöhung des Steuersatzes für Diesel-
kraftstoffe. Bedenklich ist vor allem, dass Dieselkraftstoffe in allen EU-Staaten, d.h. 
auch in den Staaten, die mit den Steuersätzen über den Mindestsätzen liegen, dauer-
haft höher besteuert würden als Ottokraftstoffe. Es soll das so genannte Äquivalenz-
prinzip (generelle Angleichung der Steuersätze auch oberhalb der Mindestsätze) An-
wendung finden. Dies soll spätestens bis zum 1.1.2023 erfolgen. In Deutschland müss-
te bei einer Übertragung der geplanten Besteuerungssystematik auf das aktuell national 
geltende Energiesteuerrecht der Steuersatz für Diesel um 60 % auf 0,75 €/l angehoben 
werden, wogegen der Steuersatz für Ottokraftstoffe unverändert bei 0,65 €/l bliebe.  
 
 

Energieerzeugnis 
EU-Mindeststeuersätze 

(geplant) 
Energiever-

brauchsteuer 
CO

2
-abhängige 

Steuer 
Gesamt 

ca. 
Benzin 

9,6 €/GJ 0,02 €/kg CO
2
 0,359 €/l 

Diesel 0,412 €/l 
 

Energieerzeugnis Energiesteuer (DE) 
heute geplant ca. Änderung 

Benzin 0,657 €/l 0,657 €/l - 
Diesel 0,475 €/l 0,751 €/l +60 % 

 
 
Gegen diese Erhöhung des Dieselsteuersatzes bestehen schwerwiegende steuersys-
tematische, belastungs-, klima- und beschäftigungspolitische Bedenken. Neben dem 
Äquivalenzprinzip ist insbesondere zu kritisieren, dass der Kommissionsvorschlag die 
Marktposition der europäischen Automobilindustrie schwächt, was mit negativen be-
schäftigungspolitischen Folgen verbunden wäre und dass der Richtlinienvorschlag die 
Erreichung der Ziele zur Senkung der CO2-Emissionen gefährden würde.  
 
· Der Dieselmotor ist effizienter als ein Ottomotor. So ist sein Verbrauch um ca. 25 

bis 30 Prozent niedriger. Dieser Effizienzvorsprung drückt sich auch in niedrigeren 
CO2-Werten aus.  

· Eine Verschärfung der Dieselbesteuerung würde zu einem erheblichen Rück-
gang des Dieselanteils in der europäischen Fahrzeugflotte führen. Die Preiselastizi-
tät der Nachfrage nach Dieselfahrzeugen bei einer Erhöhung des Preises für Diesel-
kraftstoff ist hoch: Eine Preiserhöhung führt zu starker Nachfrageverringerung.  
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· Die Erhöhung der Steuerbelastung für Dieselkraftstoffe und die damit verbunde-
nen Nachfragerückgänge bei Diesel-Modellen gefährden die Ziele zur Senkung der 
CO2-Emmissionen. Dies ist eine widersprüchliche Politik, die den Grundsatz der Ko-
härenz verletzt. Denn die Kommission spricht sich an andere Stelle für die Förde-
rung sauberer und energieeffizienter Fahrzeuge mit konventionellen Verbrennungs-
motoren aus, wozu vor allem die Dieselfahrzeuge zählen.   

· Die Erhöhung des Dieselsteuersatzes würde die Automobilindustrie auch öko-
nomisch belasten. Die europäische Automobilindustrie hat in den vergangenen 15 
Jahren in erheblichem Umfang in Forschung und Entwicklung sauberer und ener-
gieeffizienter Diesel („Clean Diesel“) investiert und sich dadurch einen weltweiten 
Vorsprung erarbeitet. Eine höhere Steuerbelastung des Diesels würde die Investitio-
nen vergangener Jahre entwerten und die Position europäischer Automobilhersteller 
auf den globalen Märkten schwächen.  

Der VDA begrüßt daher den Beschluss des Europäischen Parlaments vom 19. 
April 2012, mit dem das Äquivalenzprinzip und die sich daraus ergebende drasti-
sche Erhöhung des Dieselsteuersatzes klar abgelehnt wurden.  
 
2. Gravierende Änderungen bei der Heizstoffbesteuerung  
Im Bereich der Heizstoffbesteuerung müsste in Deutschland bei Umsetzung des Richt-
linienvorschlags für den gewerblichen Energieverbrauch eine Anpassung der nationalen 
Besteuerung an die geänderten Mindeststeuersätze erfolgen. In Deutschland wird im 
Rahmen eines 2-stufigen Entlastungsverfahrens Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes eine Absenkung ihrer Energiesteuerbelastung für Heizstoffe bis zu einem 
verbleibenden Mindestbetrag ermöglicht (Energiesteuerbelastung nach Entlastung gem. 
§§ 54 u. 55 EnergieStG). 
 
 
Nationale Energiesteuersätze für Heizstoffe (Auszug) 

Heizstoff Einheit 

Nationale 
Energiesteuer 

(Regelsatz) 

Energiesteuer 
(Prod. Gewerbe) 

Energiesteuer 
(Prod. Gewerbe) 

Aktuell 
Aktuelle Steuerbelastung Neue geplante  

steuerliche Belastung 
 

Gasöl (Heizöl 
EL) 

€/1000 Liter 61,35 41,41 60.40 

Erdgas €/MWh 5,5 2,07 4,60 
 
Da die nach geltendem Recht verbleibenden Mindestbeträge die geplanten Mindest-
steuersätze deutlich unterschreiten (Heizöl EL: -18,99 €/1000 Liter; Erdgas: -2,53 
€/MWh) sowie eine Absenkung der Energiesteuerbelastung unter die in der Energie-
StRL definierten Mindeststeuersätze im Grundsatz nicht zulässig ist, müsste eine Re-
duzierung bei den Entlastungsverfahrens erfolgen. Hierbei müsste das Entlastungsvo-
lumen für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes erheblich verringert werden, um 




